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Anhörung zur Situation der Prostituierten in Bayern 
12. Mai 2022 
 

 

Statement von Doña Carmen e.V. 
 

 
An  

Frau Doris Rauscher 

Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

 

 

Sehr geehrte Frau Rauscher, 

 

wir bedanken uns dafür, dass die Sprecher*innen aller im bayerischen Landtag vertretenen 

Fraktionen sich dafür entschieden haben, Dona Carmen e.V., Verein für die sozialen und 

politischen Rechte von Prostituierten, zur Expertenanhörung in den Bayerischen Landtag 

einzuladen. Wir kommen Ihrer Einladung gerne nach und möchten zu ausgewählten Punkten 

der vorgesehenen Themenfelder Stellung beziehen. 

 

Dona Carmen e.V. begrüßt die bayerische Initiative zu einer Anhörung nach 5 Jahren 

leidvoller Erfahrung mit dem Prostituiertenschutzgesetz als notwendigen Auftakt zu den 

anstehenden Debatten im Zusammenhang der Evaluierung dieses Gesetzes. Wir verbinden 

die Anhörung mit der Hoffnung, dass es gelingen möge, aus alten ideologischen 

Grabenkämpfen herauszufinden und sachlich fundierte Beiträge zu liefern, die sich an der 

tatsächlichen Situation und am tatsächlichen Bedarf von Sexarbeiter*innen orientieren.  

 

Denn es geht schon lange nicht mehr um die abstrakte Frage „Prostitution – Ja oder Nein?“, 

sondern um die Frage, wie man Sexarbeiter*innen mit Respekt begegnet. In einer 

demokratischen Gesellschaft ist das nur erreichbar, wenn der rechtliche Umgang mit dem 

Prostitutionsgewerbe endlich Schluss macht mit der Sonderbehandlung einer strafrechtlichen 

Reglementierung von Prostitution. 

 

Diese Grundüberzeugung ist das Ergebnis unserer nunmehr 24-jährigen Erfahrung aus der 

Arbeit vor allem mit migrantischen Sexarbeiter*innen, die Doña Carmen e.V. einbringen 

kann. Wir beraten in Frankfurt/Main Sexarbeiter*innen aus allen für das Prostitutionsgewerbe 

relevanten Herkunftsländern. Selbst wenn unser Schwerpunkt das Rhein-Main-Gebiet ist, so 

beraten wir immer schon Frauen, die im ganzen Bundesgebiet tätig sind. Vor diesem 

Hintergrund nimmt Doña Carmen e.V. regelmäßig auch zu Fragen der bundesdeutschen 

Prostitutionspolitik Stellung, was somit auch Fragen betrifft, die für die bayerische Situation 

relevant sein dürften. 

 

 

gez. 

 

Juanita Henning 

Sprecherin Doña Carmen e.V. 
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Die nachfolgenden Ausführungen orientieren sich inhaltlich an den vorgeschlagenen 

Themenfeldern, deren Abfolge wir aus unserer Perspektive wie folgt variieren: 

 

 

1. Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes I    S. 2 

     Aspekt: Registrierung von Prostituierten & Illegalität 

 

2. Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes II   S. 7 

     Aspekt: Konzessionierung von Prostitutionsstätten 

 

3. Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes III   S. 11 

    Aspekt: Menschenhandel & Zwangsprostitution 

 

4. Themenkomplex: Auswirkungen der Corona-Pandemie I                S. 17 

    Aspekt: Soziale Sicherung von betroffenen Sexarbeiter*innen 

 

5. Themenkomplex: Auswirkungen der Corona-Pandemie II     S. 20 

    Aspekt: Verdrängung in informellen Sektor und in die Illegalität stoppen  

 

6. Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes IV   S. 22 

    Aspekt: Gesundheitsschutz von Sexarbeiter*innen 
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1. 
Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes I  
Aspekt: Registrierung von Prostituierten & Illegalität 
 

 

Wie viele Sexarbeiter*innen gehen in Bayern ihrer Tätigkeit nach? 

 

(1) 

In der Begründung der Drucksache 18/18232 zum Antrag „Anhörung zur Situation der 

Prostituierten in Bayern“ ist die Rede davon, dass es „laut der offiziellen Statistik über 6.300 

gemeldete Prostituierte“ in Bayern gäbe, man aber von einer deutlich höheren Dunkelziffer 

ausgehe. 

 

Wir halten es für einen Treppenwitz, dass man nach fünf Jahren behördlicher 

Zwangsregistrierung von Sexarbeiter*innen deren Zahl noch immer nicht genau zu beziffern 

vermag. Die Debatte darum gleicht einem unwürdigen Blinde-Kuh-Spiel.  

 

Allein diese Sachlage ist ein schlagendes Argument für die sofortige Einstellung der 

diskriminierenden Registrierungspraxis gegenüber Sexarbeiter*innen, da sie die an 

sie gesetzten Erwartungen im Hinblick auf mehr Transparenz in keiner Weise erfüllt. 

 

In der Not behilft man sich mit der unbewiesenen Behauptung, eine erhebliche Zahl von 

Prostituierten sei in die Illegalität abgetaucht und schaffe nun unerkannt im Dunkelfeld an, 

weshalb das Schutzziel des ProstSchG verfehlt worden sei. Oder zynisch gegen 

Sexarbeiter*innen gewandt: Für sie zähle Illegalität offenbar mehr als ihr eigener Schutz. 

 

Schauen wir auf die einschlägigen Daten des Wiesbadener Bundesamts für Statistik zur Zahl 

der in Deutschland und Bayern registrierten Sexarbeiter*innen: 

 
Tabelle 01: Zahl der zum 31.12. des jeweiligen Jahres behördlich registrierten Sexarbeiter*innen

1
 

 

Bund / Bayern 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020 

Bundesrepublik 6.959 32.799 40.369 24.940 

davon: Bayern  (absolut) 2.188 6.384 8.149 4.105 

                           (in %) 31,4 % 19,5 % 20,2 % 16,5 % 

  

Die Bundesregierung ging mit ihrem Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) seinerzeit von 

insgesamt 200.000 Sexarbeiter*innen in ganz Deutschland aus. 

 

Wäre diese Annahme zutreffend gewesen, so hätte man im Jahr mit der bislang höchsten 

Registrierung, nämlich 2019, lediglich 20 % aller tatsächlich tätigen Sexarbeiter*innen 

registriert, während die Mehrheit, also 80 %, munter in der Illegalität weiterarbeiten würde. 

 

Auf Bayern übertragen hieße das: In Bayern gäbe es insgesamt 40.745 Sexarbeiter*innen, 

von denen in dem aus Sicht des ProstSchG erfolgreichsten Jahr (2019) lediglich 20 %, 

nämlich 8.149, registriert worden seien. 

 

Dona Carmen e.V. weiß aus jahrelanger Arbeit mit den vorwiegend migrantischen 

Frauen im Prostitutionsgewerbe:  Sexarbeiter*innen wollen nicht registriert werden. 

                                                           
1 Vgl.:  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html
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Aber noch weniger möchten Sie in der Illegalität arbeiten und sich damit dem Risiko 

möglicherweise Aufenthalt gefährdender Sanktionen aussetzen. 

 

Die Annahme einer 80-%-Illegalität ist völlig weltfremd und alles andere als realistisch. 

Um das in Frage stehende Problem auf den Boden der Tatsachen zu holen, schlagen wir 

folgende Korrekturen des Blickwinkels vor: 

 

(1) 

Die Zahl „200.000“ Prostituierte war – ebenso wie die ewige Phantasiezahl „400.000 

Prostituierte“ – eine aus der Luft gegriffene, methodisch durch nichts zu rechtfertigende 

Fehleinschätzung der damaligen Bundesregierung.2 Eine seriöse, empirisch unterfütterte und 

methodisch ausgewiesene Schätzung von Doña Carmen e.V. aus dem Jahr 2020 kommt 

stattdessen zu dem Ergebnis, dass in Deutschland höchstens rund 90.000 Personen 

sexuelle Dienstleistungen anbieten. Und sie tun dies selbstverständlich auch nicht jeden 

Tag. Es kann also gut sein, dass an einem Tag jeweils nur 50.000 oder 60.000 

Sexarbeiter*innen real tätig sind. 

 

(2) 

Nach dem von Doña Carmen vorgelegten Modell3 kommt es je nach Bevölkerungsdichte und 

absoluter Einwohnerzahl zu einer unterschiedlichen Anzahl von Sexarbeiter*innen auf je 

1.000 Einwohner. Die Spannbreite reicht dabei in Bayern von 2,0 Sexarbeiter*innen pro 

1.000 Einwohner im Großraum München bis hinunter zu einem Faktor von 0,8 

Sexarbeiter*innen pro 1.000 Einwohnern in weniger dicht besiedelten Gebieten (mit einer 

Bevölkerungsdichte von unter 500 Einwohnern pro qkm und Einwohnerzahlen pro Gemeinde 

von unter 50.000). Auf die 7,9 Mio. in dünner besiedelten Gebieten lebenden Menschen 

kommen in Bayern nach unserem Modell insgesamt 6.290 Sexarbeiter*innen. Alles in allem 

sind nach unseren Berechnungen in Bayern maximal rund 14.000 Sexarbeiter*innen tätig.4 
 

Tabelle 02: Doña-Carmen-Modellberechnung zur Zahl der in Bayern tätigen Sexarbeiter*innen
5
 

                                                           
2
 „In Deutschland arbeiten 90.000 Sexarbeiter*innen“, März 2020, S. 4 ff. vgl. 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/90.000-Sexarbeiterinnen-in-Deutschland-DEF.pdf 
3
 ebenda 

4
 Einen interessanten Vergleich mit den Daten von Doña Carmen e.V. ermöglicht die Antwort der Bayerischen 

Staatsregierung auf die Schriftliche Anfrage von Bündnis 90 / Die Grünen an den Landtag vom 16.09.2020 unter 
dem Titel „Sexarbeit in Bayern I – Regionale Verteilung innerhalb Bayerns“. Siehe dazu: 
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0009
389.pdf; Zum Teil finden sich Übereinstimmungen mit den Berechnungen von Dona Carmen, in vergleichsweise 
kleineren Gemeinden aber auch erhebliche Abweichungen. Diese erklären sich dadurch, dass Sexarbeits-
Registrierungen nicht unbedingt am Wohnort der Prostituierten vorgenommen werden (können) und dass der 
Ort der Registrierung aufgrund der Mobilität durchaus nicht mit dem Tätigkeitsort identisch sein muss.      
5 Die Berechnungen nach dem Doña-Carmen-Modell beruhen auf veröffentlichten Angaben von Polizei, 

Ordnungsbehörden und Gesundheitsämtern vor Ort. Sie führen zu dem Schluss, dass die Grundlage für eine 

seriöse Schätzung der Zahl der Prostituierten vor allem das Kriterium der Bevölkerungsdichte sowie die 

absolute Zahl der Bevölkerung in einem bestimmten Gebiet ist. Dabei müssen städtische Agglomerationen 

ebenso berücksichtigt werden wie die Existenz flächendeckender Sperrgebiete in weniger stark bewohnten 

Gebieten. In Bezug auf „Agglomerationen“ geht die Berechnung im Wesentlichen von drei Großräumen aus:  

Die Agglomeration München (AGG München) hat die Stadt München als Hauptzentrum mit den dazu 

gehörigen Mittelzentren Dachau, Germering, Gilching, Fürstenfeldbruck.  Die AGG Nürnberg hat die Stadt 

Nürnberg als Hauptzentrum mit den dazugehörigen Mittelzentren Erlangen, Fürth, Schwabach, 

Herzogenaurach, Lauf an der Pegnitz, Hersbruck und Roth. Die AGG Augsburg hat die Stadt Augsburg als 

Hauptzentrum mit den dazugehörigen Mittelzentren Friedberg, Königsbrunn, Neusäß und Gersthofen. 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/90.000-Sexarbeiterinnen-in-Deutschland-DEF.pdf
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0009389.pdf
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0009389.pdf
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 Bundesland Bayern 

Gebietsklassen gruppiert nach 
Bevölkerungsdichte / Einwohnerzahl 

Zahl der 
Gemeinden 

Gesamtzahl 
Einwohner 

Faktor Zahl der 
Sexarbeiter 

 AGG München  5 1.615.967 2,0 3.232 

AGG Nürnberg 8 886.613 1,6 1.422 

AGG Augsburg 5 397.552 1,4 557 

AGG Frankfurt (Aschaffenburg) 1 70.527 2,0 141 

  Einw. pro qkm Zahl  Einw.     
 

01 
 

 
 

über 3.000 
 

 

1 
 

21.542 
 

2,0 
 

43 

 

02 
 

 
 

2.500 - 3.000 
 

 

- 
 

- 
 

1,6 
 

- 

 
03 

A  
1.500 - 2.500 

ü. 100.000 1 152.610 1,4 214 

B 50.-100.000 2 117.356 1,3 153 

C u. 50.000 4 96.603 1,2 116 

 
04 
 

A  
1.000 - 1.500 

ü. 100.000 2 264.861 1,3 344 

B 50.-100.000 4 293.560 1,2 352 

C u. 50.000 4 114.206 1,1 126 

 
05 
 

A  
750 - 1.000 

ü. 100.000 - - 1,2 - 

B 50.-100.000 1 52.469 1,1 58 

C u. 50.000 8 271.104 1,0 271 

 
06 
 

A  
500 – 750 

ü. 100.000 - - 1,1 - 

B 50.-100.000 1 58.707 1,0 59 

C u. 50.000 10 364.304 0,9 328 

 
07 
 

A  
unter 500 

ü. 50.000 - - 1,0 - 

B 20.-50.000 24 489.557 0,9 441 

C u. 20.000 1.981 7.862.487 0,8 6.290 

 GESAMT: 2.056 13.076.721 1,1 14.147 

(3) 

Rein theoretisch wären somit im Jahr 2019 bei insgesamt 8.149 Registrierungen noch immer 

rund 5.850 oder 72 % von insgesamt 14.000 Sexarbeiter*innen nicht durch die Registrierung 

erfasst, was für sich genommen ein beträchtlicher Anteil wäre. 

 

(4) 

Doch eine weitere Korrektur des Blickwinkels ist erforderlich: Eine besonders hohe Zahl 

vermeintlich illegal tätiger Sexarbeiter*innen stellt sich immer dann ein, wenn man glaubt, 

dass die Zahl der zum 31.12. des jeweiligen Jahres registrierten Sexarbeiter*innen 

identisch wäre mit der Zahl der insgesamt im Zuge der Registrierung staatlich erfassten 

Sexarbeiter*innen pro Jahr. Das ist aber keineswegs der Fall.  

 

Tatsächlich liegt die (nicht veröffentlichte) Zahl der staatlich erfassten 

Sexarbeiter*innen stets höher als die (veröffentlichte) Zahl der jeweils zum 31.12. als 

registriert geltenden Sexarbeiter*innen. 

 

Um das an einem Beispiel zu verdeutlichen: 
 
Wenn Bayern am 31.12.2018 insgesamt 6.384 und am 31.12. des Folgejahres 8.149 registrierte 
Sexarbeiter*innen vorzuweisen hat, kommt man leicht in die Versuchung zu behaupten, die Zahl 
der im Zuge der Registrierung erfassten Sexarbeiter*innen hätte in diesem Zeitraum um die 
Differenz, nämlich 1.765, zugenommen. Das wäre jedoch ein Irrglaube. 
 
Richtig ist nur, dass das Minimum der „Neuzugänge“ unter den registrierten Sexarbeiter*innen 

                                                                                                                                                                                     
Schließlich die Stadt Aschaffenburg als Teil der AGG Frankfurt/Rhein/Main. Zum Konzept der „urban areas“ 

(„Agglomerationen“) vgl. als Einstieg: https://de.wikipedia.org/wiki/Agglomeration 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Agglomeration
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1.765 beträgt. Würden ein Drittel der 2017 registrierten Sexarbeiter*innen, nämlich rund 700, zwei 
Jahre später in Bayern keine Neuanmeldung vornehmen (Stichwort: Mobilität) oder aus dem 
Gewerbe (zeitweise oder für immer) aussteigen, so müssten im Jahre 2019 ebenso viele neue 
Sexarbeiter*innen als „Ersatzpersonen“ für die de facto Abgemeldeten hinzugekommen sein, um 
auf die Zahl der 8.149 registrierten Sexarbeiter*innen zu kommen. 
 
Staatlich neu erfasst wäre dann zum Jahresende 2019 nicht die rein rechnerische Differenz von 
1.765, sondern zusätzlich die Zahl derjenigen, die die im Laufe eines Jahres vorgenommenen 
Abmeldungen kompensieren. Nicht 1.765, sondern 2.465 Sexarbeiter*innen wären tatsächlich neu 
registriert worden.  

 

(5) 

Die (veröffentlichten) Zahlen des Statistischen Bundesamtes sind lediglich eine 

Stichtagszahl zum Jahresende. Sie geben kein vollständiges Gesamtbild über die Prozesse 

im Laufe des jeweiligen Jahres wider.  

 

Die (veröffentlichte) Zahl der zum Jahresende registrierten Sexarbeiter*innen ist aus 

mindestens drei Gründen niedriger als die (unveröffentlichte) Zahl der tatsächlich im 

Zuge der Registrierung staatlich erfassten Sexarbeiter*innen: 

 

► die binnen eines Jahres erfolgten „Abmeldungen“ werden vom Statistischen Bundesamt 

nicht erfasst. Dabei stützt sich die Behörde (durchaus zu Recht) auf den Wortlaut der 

Prostituiertenstatistikverordnung, was aber fatalerweise zur Folge hat, dass die Zahl der 

tatsächlich erfassten von der Zahl der veröffentlichten Registrierungen notwendigerweise 

abweichen muss. 

 

► die Zahl der veröffentlichten Registrierungen gibt nicht die Zahl der im Laufe eines Jahres 

ausgesprochenen „Ablehnungen“ von Anmeldebescheinigungen wider. Diese Zahl wird 

zwar von der Wiesbadener Behörde erfasst, aber nicht veröffentlicht. 

 

► die Zahl der den gesamten Registrierungsprozess durchlaufenden Sexarbeiter*innen, die 

am Ende eine Registrierung bei den Ordnungsbehörden vornehmen, ist erfahrungsgemäß 

niedriger als die Zahl derjenigen, die zuvor von den Gesundheitsbehörden staatlich 

erfasst werden, aber den Registrierungsprozess nicht bis zu Ende durchlaufen. 

 

Die offiziellen Daten der Prostitutionsstatistik (Stichtagszahlen!) weisen die 

tatsächlich erfolgte staatliche Erfassung von Sexarbeiter*innen also systematisch zu 

niedrig aus. 

 

(6) 

Was die Größenordnung der ohne Anmeldebescheinigung tätigen Sexarbeiter*innen 

betrifft, könnten nachfolgende Überlegungen aufschlussreich sein: 

 

Würde jede dritte Sexarbeiter*in, die sich binnen eines Jahres hat registrieren lassen, ihre 

Anmeldung zwei Jahre später nicht erneuern, was einer „Abmeldung“ gleichkäme 

(Stichwort: Rotation, Mobilität, (zeitweiliger) Ausstieg), so wären das im Zeitraum von 2017 

bis 2021 allein in Bayern rund 3.350 Personen, die zwar durch die Registrierung staatlich 

erfasst wären, aber in der offiziellen Statistik nicht auftauchen. 

 

In Bayern gibt es als Minimum 8.149 namentlich verschiedene, registrierte Sexarbeiter*innen 

(= der Höchstwert von 2019). Dazu müsste man – wenn die Annahme einer Rotation von 

einem Drittel nach zwei Jahren realistisch ist – weitere 3.350 Sexarbeiter*innen 

hinzuzählen. Macht dann zusammen rund 11.500 staatlich erfasste, namentlich 
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verschiedene Sexarbeiter*innen. Die Zahl der ohne Hurenpass tätigen Sexarbeiter*innen 

betrüge demnach nur noch 2.500 (= Differenz zu 14.000). 

 

Die Zahl der Ablehnungen wäre dabei noch ebenso wenig berücksichtigt wie die Zahl 

derjenigen, die ihre behördliche Registrierung nicht vollständig abschließen. 

 

Berücksichtigt wäre auch nicht die Zahl derjenigen, die sich mit Inkrafttreten des 

Prostituiertenschutzgesetzes aus berechtigter Angst vor persönlichen und beruflichen 

Nachteilen durch die Registrierung gezwungen sahen, den Job Sexarbeit an den Nagel zu 

hängen (Stichwort: „Abschreckung“) sowie jener Teil migrantischer Sexarbeiter*innen, die 

ins benachbarte Ausland abgewandert sind bzw. abwandern, um den aufgrund des 

ProstSchG von ihnen befürchteten Repressalien in ihren Heimatländern zu entgehen. 

 

Realistisch ist mithin, dass bestenfalls 1.500 bis 2.000 von insgesamt 14.000 Personen 

ohne Hurenpass der Prostitution nachgehen, also etwa 10 % bis 14 %.  

 

Hierbei könnte es sich um Personen handeln,  

- die nur gelegentlich der Prostitution nachgehen in Settings außerhalb konzessionierter  

  Prostitutionsbetriebe; 

- die auf der Straße arbeiten und zumindest keine Kontrollen von Seiten der Betreiber*innen 

  von Prostitutionsstätten zu befürchten haben; 

- sowie Personen, die aufgrund aufenthaltsrechtlicher Illegalität jegliche Registrierung 

  meiden. 

 

Vor diesem Hintergrund wendet sich Doña Carmen e.V. – bundesweit und in Bayern –

ganz entschieden dagegen, mit einer „Illegalitäts-Debatte“ eine weitere Scheindebatte 

auf dem Rücken und auf Kosten von Sexarbeitenden loszutreten und die Botschaft zu 

verbreiten: „Prostituierte ziehen die Illegalität ihrem Schutz vor“ etc.  

 

Wir arbeiten zu lange mit Sexarbeiter*innen zusammen und wissen zur Genüge, dass sie 

kein Interesse haben, in der Illegalität zu arbeiten. Sie möchten dem von ihnen gewählten 

Beruf vielmehr in geordneten Bahnen nachgehen und verlangen von der Gesellschaft eine 

nicht ausgrenzende Behandlung.  

 

Das ordnungswidrige Arbeiten ohne Hurenpass, mit der wir es infolge des ProstSchG 

zu tun haben, existiert ohne Zweifel, ist aber überschaubar. Es handelt sich dabei um 

keine Straftat und kein Verbrechen, das diese Gesellschaft in den Abgrund stürzen 

würde. Diese Ordnungswidrigkeit ist der notwendige Preis der Zwangsregistrierung 

und genauso überflüssig wie diese selbst. Hier ist der Punkt, wo substanzielle und 

zukunftsweisende Überlegungen ansetzen müssten. 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Sofortige Abschaffung der diskriminierenden Zwangsregistrierung von Sexarbeiter*innen! 
► Sofortige Abschaffung des Hurenpasses (Anmeldebescheinigung)! 
 
Begründung: 
Es handelt sich bei der Registrierungspflicht von Sexarbeiter*innen um ein berufsspezifisches 
diskriminierendes Sonderrecht, was in dieser Form zuletzt unter den Nazis praktiziert wurde (Flick-
Heydrich-Erlass). Und die Blaupause für den heutigen Hurenpass stammt aus dem Jahr 1934. Er 
wurde seinerzeit in Essen vom dortigen Polizeipräsidenten, NSDAP-Mitglied und SS-Mann Karl 
Zach eingeführt.  
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2. 
Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes II 
Aspekt: Konzessionierung von Prostitutionsstätten 
 

 

Die Zahl legal betriebener Prostitutionsstätten ist für Sexarbeiter*innen eine elementar 

wichtige Frage, da Prostitutionsstätten die unerlässliche Infrastruktur für ihre Arbeit darstellen 

– sofern man nicht möchte, dass sich Sexarbeit vornehmlich auf der Straße abspielt. 

 

Da die mit § 12 ProstSchG seinerzeit festgelegte „Erlaubnispflicht“ von 

Prostitutionsgewerben als eigentlicher „Kern“ des Prostituiertenschutzgesetzes gilt, wäre es 

nicht unbillig zu erwarten, dass die Öffentlichkeit die Möglichkeit bekäme, sich über die 

Entwicklung und den aktuellen Stand der Genehmigungen von Prostitutionsstätten 

nach § 12 ProstSchG zu informieren. So würde man zum Beispiel für Bayern – aber auch 

bundesweit – gerne wissen, 

 

(1) wie viele Anträge auf Erlaubnis eines Prostitutionsgewerbes nach § 12 ProstSchG bzw. 

     wie viele entsprechende Verlängerungsanträge seit Inkrafttreten des Gesetzes gestellt 

     worden sind; 
 

(2) in wie vielen Fällen solche Anträge positiv beschieden bzw. versagt wurden; 
 

(3) welche Gründe für den Fall des Versagens einer Erlaubnis bzw. der Rücknahme oder  

     des Widerrufs einer bereits erteilten Erlaubnis maßgeblich waren; 
 

(4) wie sich die Zahl der nach § 12 ProstSchG erlaubten Prostitutionsgewerbe auf die 

     verschiedenen Bundesländer verteilen. 

 

Das Statistische Bundesamt macht alljährlich Angaben zur Zahl der „gültigen Erlaubnisse 

für ein Prostitutionsgewerbe“, die wir nachfolgend zusammengefasst darstellen.6 

 
Tabelle 03: Zahl der „gültigen Erlaubnisse für ein Prostitutionsgewerbe“ 

 

Nr. Bundesland 31.12. 
2017 

31.12. 
2018 

31.12. 
2019 

31.12. 
2020 

01 Baden-Württemberg 314 326 332 300 

02 Bayern 578 557 517 513 

03 Berlin - - 26 43 

04 Brandenburg - 10 43 26 

05 Bremen - 0 15 18 

06 Hamburg - 87 138 132 

07 Hessen - 42 86 119 

08 Mecklenburg-Vorpommern - - 56 89 

09 Niedersachsen 27 116 269 303 

10 Nordrhein-Westfalen  177 209 348 392 

11 Rheinland-Pfalz - 26 55 48 

12 Saarland - 10 21 31 

13 Sachsen - - 90 99 

14 Sachsen-Anhalt 43 57 23 27 

15 Schleswig-Holstein 116 84 87 84 

16 Thüringen 61 - 61 61 

 GESAMT 1.350 1.600 2.167 2.285 

 

                                                           
6
 vgl. für 2020: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-

Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionsgewerbe2020.html;jsessionid=E76063354102562
A1BFC606E3F0D5B0B.live711 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionsgewerbe2020.html;jsessionid=E76063354102562A1BFC606E3F0D5B0B.live711
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionsgewerbe2020.html;jsessionid=E76063354102562A1BFC606E3F0D5B0B.live711
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionsgewerbe2020.html;jsessionid=E76063354102562A1BFC606E3F0D5B0B.live711
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Als unbefangene/r Betrachter*in ist der erste Eindruck, dass in Bayern – im Gegensatz zum 

Bundestrend – die Zahl der konzessionierten Prostitutionsstätten rückläufig ist. Und man 

könnte zur Auffassung gelangen, dass in Bayern in den vergangenen vier Jahren ein 

Rückgang um 65 mit gültiger Erlaubnis betriebener Prostitutionsstätten vorliegt, mithin ein 

Rückgang von 11 %. 

 

Tatsache ist jedoch: Die vorliegende Statistik gibt (nach eigenen Angaben des 

Bundesstatistikamtes) keine Auskunft zur Zahl der Genehmigungen bzw. zur Zahl der 

Versagung von Anträgen zum Betreiben eines Prostitutionsgewerbes. Gleiches gilt für die 

Gründe, die dem zugrunde liegen. Sie erweckt nur den irreführenden Eindruck, dass dem so 

sei.  

 

Kein einziger bayerischer Landtagsabgeordneter ist aufgrund der vom Bundes- oder vom 

jeweiligen Landesstatistikamt vorgelegten Daten zu den „gültigen Erlaubnissen für ein 

Prostitutionsgewerbe“ in der Lage, auch nur eine einzige der oben genannten Fragen zu 

beantworten. Warum? 

 

Der Grund dafür ist, dass die vom Bundesstatistikamt veröffentlichten Daten zwei völlig 

unterschiedliche Arten von Erlaubnissen undifferenziert zusammenfassen:  

 

- zum einen die nach den strengen Maßstäben des § 12 ProstSchG ausgestellten 

definitiven Erlaubnisse  

- und zum anderen die „vorläufigen“ Erlaubnisse für all jene Betriebe, die bereits vor 

dem 1. Juli 2017 bestanden und somit die §-37-Übergangsregelung des ProstSchG 

für sich geltend machen konnten.7  

 

Beides sind erkennbar völlig unterschiedliche Erlaubnisarten, werden aber vom Statistischen 

Bundesamt einfach addiert und gelten zusammengenommen als „gültige Erlaubnisse“.8  

 

Die Folge ist, dass sich die Entwicklung der Zahl der ausschließlich nach § 12 

ProstSchG bewilligten definitiven Erlaubnisse nicht erfassen lässt, sodass der 

eigentliche „Fortschritt“ bei der Konzessionierung von Prostitutionsgewerben nicht 

bestimmt werden kann. 

 

Eine sachgerechte Bewertung ausgerechnet des „Kernpunkts“ des 

Prostituiertenschutzgesetzes, nämlich der Konzessionierung von Prostitutionsgewerben 

nach § 12 ProstSchG, ist also für die interessierte Öffentlichkeit aufgrund der zur Verfügung 

gestellten Daten nicht möglich. Doña Carmen e.V. hält das für ein Unding und hat versucht 

die dafür Verantwortlichen auf diesen Missstand hinzuweisen, ist damit aber gegen die Wand 

gelaufen.  

 

                                                           
7
 Dazu heißt es in § 37 ProstSchG: „(2) Wer bereits vor dem 1. Juli 2017 ein Prostitutionsgewerbe betrieben 

hat, hat dies der  zuständigen Behörde bis zum 1. Oktober 2017 anzuzeigen und einen Antrag auf Erteilung einer 

Erlaubnis bis zum 31. Dezember 2017 vorzulegen. Die zuständige Behörde hat dem Betreiber eine Bescheinigung 

über die Anzeige und den Antrag zu erteilen. … (4) „Bis zur Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer 

Erlaubnis gilt die Fortführung des Prostitutionsgewerbes als erlaubt, wenn die Antragsfrist nach Absatz 2 

eingehalten wurde….“ Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__37.html 
8
 Diese Praxis kritisierte Doña Carmen e.V. bereits im Oktober 2019 in einem „Offenen Brief an den Präsidenten 

des Statistischen Bundesamts Herrn Dr. Georg Thiel“, vgl. https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-
praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239 

https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__37.html
https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239
https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-den-praesidenten-des-statistischen-bundesamts-herrn-dr-georg-thiel/#more-2239
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Die Tatsache, dass die bloße Bezugnahme auf die vom Statistischen Bundesamt 

veröffentlichten Stichtagszahlen zum Jahresende („gültige Erlaubnissen“) nicht ohne 

weiteres die Zahl der im Verlaufe des Jahres erteilten Genehmigungen zeigt, wird den 

Nutzer*innen der Bundesstatistik zur Prostitution auf Anhieb gar nicht bewusst. Denn die 

Veröffentlichungspraxis der Bundesbehörde zur Prostitutions-Statistik verdeckt die hier 

dargestellten Unterschiede und rechtfertigt das eigene Vorgehen mit dem Argument, hier 

lägen zwei unterschiedliche „Teilstatistiken“ vor, zwischen denen ein vollständiger „Abgleich“ 

nicht möglich sei.  

 

So stellte das dem Bundesinnenministerium unterstellte, für die Veröffentlichung 

verantwortliche Statistische Bundesamt dazu in einem vom Bundesfamilienministerium im 

Juli 2020 herausgegebenen „Zwischenbericht zum Prostituiertenschutzgesetz“ fest: 

 
 „Eine Verrechnung der Zahlen zum Prostitutionsgewerbe am Jahresende und im Laufe des 
 Jahres ist nicht vollständig möglich“, weil (1) „Anmeldungen wie auch das Erlöschen von 
 Genehmigungen… generell in der Statistik nicht erfasst werden“, (2) „die Zahl der im 
 Berichtsjahr 2018 erteilten Genehmigungen / Erlaubnisse aus Geheimhaltungsgründen nicht 
 ausgewiesen werden“, (3) im Berichtsjahr 2018 „zudem die Zahl der Verwaltungsvorgänge 
 aus Geheimhaltungsgründen nicht differenziert ausgewiesen werden“ und (4) „bei den am 
 31. Dezember gültig betriebenen Prostitutionsgewerben auch die aufgrund der 
 Übergangsregelung des § 37 Abs. 4 ProstSchG rechtlich zulässig betriebenen Gewerbe 

 erfasst“ und nicht gesondert ausgewiesen werden.
9 

 
Das einzige, was man an substanziellen Angaben den Ausführungen im Zwischenbericht 

entnehmen konnte, war, dass die Genehmigungsquote 2017 bei lediglich 6,6 % lag (89 von 

1.350). Daraus darf geschlussfolgert werden, die Genehmigungsquote auch 2018 auf 

niedrigem Niveau lag. 

 

Was die Gründe für diese schleppende Entwicklung betrifft, erfährt man nichts Genaues. 

Gleiches gilt auch für die Angabe, dass im Jahr 2018 bundesweit 119 Anträge auf Betreiben 

eines Prostitutionsgewerbes nicht gewährt wurden. Man erfuhr lediglich, dass in 13 Fällen 

eine mangelnde „Zuverlässigkeit“ von Prostitutionsgewerbe-Betreibenden und in 32 weiteren 

Fällen ein unzureichendes Betriebskonzepts bzw. „sachliche Versagungsgründe“ vorlagen. 

Über die Gründe der Nicht-Gewährung der Erlaubnis bei den 74 verbleibenden Fällen erfuhr 

man nichts. 

 

Doña Carmen e.V. sind viele Fälle bekannt, in denen sich Erlaubnisverfahren über Jahre 

hinweg erstrecken und bis heute zu keinem Abschluss gekommen sind. Öffentlich ist in 

vielen Städten (Berlin, Stuttgart etc.) darauf hingewiesen worden, dass neben den 

Sperrgebietsverordnungen auch das geltende Baurecht ein Hinderungsgrund für die 

Gewährung einer Prostitutionsstätten-Konzessionierung ist. Über all diese Vorgänge und den 

Stand der Dinge erfährt die interessierte Öffentlichkeit von offizieller Seite wenig bis gar 

nichts. 

 

Die Frage nach der Zahl der tatsächlich konzessionierten Prostitutionsstätten ist noch aus 

einem anderen Grund für Sexarbeiter*innen relevant: 

 

Bei der Vorlage des Gesetzentwurfs zum ProstSchG im Mai 2016 ging die Bundesregierung 

noch von bundesweit 11.700 konzessionspflichtigen Prostitutionsgewerben aus. Sie 

                                                           
9
 Vgl. https://www.bmfsfj.de/resource/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95281f/zwischenbericht-

zum-prostituiertenschutzgesetz-data.pdf, S. 33 

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95281f/zwischenbericht-zum-prostituiertenschutzgesetz-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/156998/bfc0e8295e1bcc04b08159e32e95281f/zwischenbericht-zum-prostituiertenschutzgesetz-data.pdf
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ging ferner davon aus, dass „etwa 500 neue erlaubnispflichtige Prostitutionsgewerbe und 85 

neue Prostitutionsfahrzeuge jährlich“ hinzukämen.10  

 

Ende 2020 aber verzeichnete das Statistische Bundesamt gerade einmal 2.285 (vorläufig 

und definitiv) genehmigte Prostitutionsgewerbe. Von 11.000 Prostitutionsgewerben ist schon 

lange keine Rede mehr. 

 

Das kann darauf hindeuten, dass immer mehr Sexarbeiter*innen aufgrund des ProstSchG 

auf konzessionsfreie Ein-Frau-Etablissements ausweichen. 

 

Damit würde sich ein Prozess der Verdrängung legaler Möglichkeiten von 

Prostitutionsausübung bzw. eine Abdrängung in immer vereinzeltere Sexarbeit abzeichnen. 

 

Eines ließe sich auf alle Fälle festhalten:  

 
 „Damit erweist sich das tatsächliche Feld der Kontrolle als weitaus weniger umfangreich, als 

 vorab in der Begründung des ProstSchG dargestellt – möglicherweise ein Indiz für einen 

 systematisch überdimensionierten Kontrollansatz.“
11

 

 

Ebenso wie im Falle der Zahl der in Deutschland tätigen Prostituierten scheint auch hier eine 

der vielen Fehleinschätzungen der Bundesregierung im Vorfeld des ProstSchG vorzuliegen. 

 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Bringen Sie den tatsächlichen Stand der Genehmigungsverfahren im Falle der Konzessionierung 
von Prostitutionsgewerben in Bayern sowie die Gründe für die Versagung von Genehmigungen ans 
Tageslicht! 
 
► Klären Sie auf und dokumentieren Sie, wie viele §-12-Erlaubnisse es seit Inkrafttreten des 
ProstSchG es in jedem einzelnen Jahr in Bayern gegeben hat! 
 
► Klären Sie auf und dokumentieren Sie, in welchem Maße baurechtliche Gründe, mangelnde 
Zuverlässigkeit auf Seiten von Bordellbetreibenden oder sonstige Gründe eine Rolle bei der 
Versagung von Genehmigungsanträgen gespielt haben! 
 
► Nehmen Sie Einfluss darauf, dass die Öffentlichkeit nicht länger mit nichtssagenden Statistiken 
des Statistischen Bundesamtes zum Narren gehalten wird und die unwürdige amtliche 
Desinformation so schnell wie möglich ein Ende findet! 

 

 

  

                                                           
10

 Begründung des ProstSchG, S. 39, vgl.: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/085 /1808556.pdf 
11

 Vgl Henning u.a. Das Prostituiertenschutzgesetz im Lichte der Kriminalstatistik, Zeitschrift für Kriminologie 
und Strafrechtsreform, Heft 4 / 20121, S. 366 

https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/085%20/1808556.pdf
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3. 
Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes III 
Aspekt: Menschenhandel & Zwangsprostitution 
 

 

 

Die zentrale Grundannahme des Prostituiertenschutzgesetzes lautet, dass insbesondere 

durch das „Fehlen behördlicher Aufsichtsinstrumente“ 12 kriminelle Strukturen im 

Prostitutionsgewerbe begünstig worden seien. Vor diesem Hintergrund wir Prostitution als 

eine "risikoreiche" und stets „prekäre“ Tätigkeit beschrieben. Daher gelte es, den Schutz von 

Prostituierten zu verbessern, was vor allem durch eine Intensivierung von Maßnahmen der 

Erfassung, Kontrolle und Überwachung sowohl der Sexarbeiter*innen als auch ihres Umfelds 

zu geschehen habe. 

 

Dazu zählen in Bezug auf Sexarbeiter*innen  
 
► die „Anmeldepflicht für Prostituierte“ (§ 3 ProstSchG),  
► die Mitführpflicht einer Anmeldebescheinigung (§ 5 Abs. 7 ProstSchG),  
► eine obligatorische „gesundheitliche Beratung“ (§ 10 ProstSchG)  
► sowie ein zusätzliches obligatorisches „Informations- und Beratungsgespräch“ bei einer 
    örtlich „zuständigen Behörde“ (§ 8 ProstSchG).  
 
Flankiert werden diese Maßnahmen u. a.  
 
► durch eine „Erlaubnispflicht“ zum Betreiben eines Prostitutionsgewerbes (§ 12  
    ProstSchG) mit entsprechenden Zuverlässigkeitsprüfungen (§ 15 ProstSchG),  
► durch die Pflicht zur Vorlage eines „Betriebskonzepts (§ 16 ProstSchG)  
► sowie die Festlegung von Mindestanforderungen an ein Prostitutionsgewerbe  
    (§ 18 ProstSchG)  
► samt Kondompflicht (§ 32 ProstSchG).  
 
Zuständigen Behörden werden darüber hinaus umfangreiche Kompetenzen im Rahmen der 
Überwachung des Prostitutionsgewerbes eingeräumt (vgl. § 29 - § 31 ProstSchG). 
 

Ausgehend von einer derart intensivierten Überwachung wäre zu erwarten gewesen, 

dass sich die Implementierung dieser Aufsichtsinstrumente – insbesondere vor dem 

Hintergrund eines stets unterstellten, erheblichen Dunkelfelds – in einer vermehrten 

Zahl aufgedeckter Fälle der „Ausbeutung“ von Prostituierten, der „Zuhälterei“, des 

„Menschenhandels“ sowie der „Zwangsprostitution“ niederschlägt.  

 

Wie sieht es diesbezüglich mit der Entwicklung in Bayern aus? 

 

Betrachtet man hier die Entwicklung der erfassten Fälle, der ermittelten Tatverdächtigen (TV) 

und der mutmaßlichen Opfer (O) der einschlägigen „Schutz“-Paragrafen des 

Strafgesetzbuches, so ergibt sich für Bayern die folgende Entwicklung: 

 
 

 

 

 

 

                                                           
12

 Gesetzentwurf ProstSchG, S. 1; vgl.: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/085 /1808556.pdf 

https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/085%20/1808556.pdf
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TABELLE 04:  Ausbeutung von Prostituierten / Zuhälterei / Menschenhandel / Zwangsprostitution  

                         (Bayern 2009 - 2021)
13

 

 

 
JAH

R 

Ausbeutung  
Prostituierte 
§ 180a StGB 

 
Zuhälterei 

§ 181a StGB 

Menschenhandel  
(sexuelle 

Ausbeutung)  
§ 232 StGB 

Förderung  
Menschenhand

el 
§ 233a StGB 

 

Fälle TV O Fälle TV O Fälle TV O Fälle TV O  

2009 2 3 2 82 37 85 55 67 69 0 0 0 

2010 4 4 4 21 21 21 52 71 68 3 4 3 

2011 5 8 5 13 14 14 59 71 82 1 1 3 

2012 2 2 2 7 8 7 40 70 45 0 0 0 

2013 2 3 5 27 27 30 37 50 57 1 1 1 

2014 4 4 6 22 24 31 69 58 75 0 0 0 

2015 0 0 0 19 19 20 40 68 41 0 0 0 

2016 1 1 1 27 24 36 42 52 57 3 4 3 

2017 1 2 1 8 10 8 37 53 50 1 1 1 

 JULI 2017 Einführung des Prostituiertenschutzgesetzes 

Ausbeutung 
von 

Prostituierten 

 
Zuhälterei 

 

Menschenhandel  
(sexuelle 

Ausbeutung) 

Zwangs-
prostitution 

 

Ausnutzung 
Freiheits-

beraubung 

Fälle TV O Fälle TV O Fälle TV O Fälle TV O Fälle TV O 

2018 1 1 1 9 9 11 37 41 43 13 14 15 0 0 0 

2019 0 0 0 18 18 20 34 40 47 18 21 20 1 0 1 

2020 1 1 1 23 24 24 23 26 25 24 25 24 0 0 0 

2021 2 2 2 28 33 29 13 18 22 25 31 41 0 0 0 

 

 
 

TABELLE 05:  Gesamtheit der Fälle, Tatverdächtigen und Opfer bei Ausbeutung von Prostituierten /  

                         Zuhälterei / Menschenhandel / Zwangsprostitution (Bayern 2009 - 2021) 

 
 

 
JAH

R 

Bayern gesamt 

Fälle Tatverdächtig
e 

Opfer 

2009 139 107 156 

2010 80 100 96 

2011 78 94 104 

2012 49 80 54 

2013 40 81 93 

2014 73 86 112 

2015 40 87 61 

2016 47 81 97 

2017 47 66 60 

 Einführung Prostituiertenschutzgesetz 

2018 60 65 70 

2019 71 79 88 

2020 72 76 74 

2021 68 84 94 

 

Die auf der Website des Bayerischen Landeskriminalamts vorgehaltenen Daten reichen 

zurück bis zum Jahr 2009. Aufgrund relativ geringer Fallzahlen in einem einzigen 

Bundesland sind die Daten von Schwankungen geprägt, die es erschweren, verlässlich 

einen Entwicklungstrend zu bestimmen.  

 

                                                           
13

 Vgl. https://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik/index.html 
 

https://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik/index.html
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Vergleicht man aber den Jahresdurchschnitt der angegebenen Zeiträume vor und nach 

Einführung des Prostituiertenschutzgesetzes sowohl für Bayern als auch für die gesamte 

Bundesrepublik ab, so zeigt sich: 

 

Die Zahl der aufgedeckten Fälle, Tatverdächtigen und Opfer von Rotlichtkriminalität 

fällt erkennbar anstatt zuzunehmen. 

 

Dieser Trend ist in Bayern (- 12 %), aber noch deutlicher in Deutschland als Ganzes (- 30 %) 

sichtbar. Bezüglich Deutschland als Ganzes gleichen sich die jährlichen Schwankungen in 

den einzelnen Bundesländern aus. 

 
Tabelle 06: Entwicklung der „Rotlicht“-Kriminalität vor und nach Einführung des ProstSchG 

 

 Bayern Deutschland 

Zeitraum Fälle Tatverdächtige Opfer Fälle Tatverdächtige Opfer 

 im Schnitt pro Jahr 

2009 – 2017 65,9 86,9 86,9 864,3 930,3 996,3 

2018 – 2021 67,8 76,0 81,5 595,8 622,0 673,8 

Differenz + 3 % - 12,5 % - 12,0 % - 31,1 % - 33,1 % - 32,4 % 

 

Während in Bayern mit Ausnahme der Fälle die erfasste Rotlichtkriminalität nach Einführung 

des Prostituiertenschutzgesetzes um 12 % zurückgeht, zeichnet sich auf Bundesebene ein 

Rückgang der erfassten Kriminalität um rund 32 % oder um etwa ein Drittel ab. 

 

Damit hat sich die zentrale Grundannahme des Prostituiertenschutzgesetzes, 

mangelnde Aufsichtsinstrumente begünstigt Kriminalität, nicht bestätigt, da eine 

Implementierung von mehr Aufsichtsinstrumenten zu einer größeren Aufdeckung von 

Rotlicht-Kriminalität hätte führen müssen.  

 

Überzeugte Verfechter der Prostituierten-Überwachung könnten einwenden, die rückläufige 

Kriminalität seit Einführung des ProstSchG gebe ihnen Recht. Doch rückläufig ist in erster 

Linie nur die tatsächlich erfasste Kriminalität, die nach den Prämissen des ProstSchG 

eigentlich hätte zunehmen müssen.  

 

Es gibt allerdings mindestens zwei Gründe, die eindeutig dagegen sprechen, dass es sich 

bei dem auffälligen Rückgang der Daten zu „Rotlicht“-Kriminalität um eine Erfolgsgeschichte 

des ProstSchG handeln könnte: 

 

 
 „Zum einen lässt sich ein Rückgang von Rotlicht-Delikten – trotz Fehlens der 2017 neu 

 eingeführten Aufsichtsinstrumente – bereits seit mehr als zwei Jahrzehnten feststellen. Die 

 jüngsten Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik fügen sich bruchlos in diesen allgemeinen 

 Trend ein. Die neu installierten Kontrollmechanismen können daher in keiner Weise für sich in 

 Anspruch nehmen, diese positive Entwicklung initiiert oder etwa eine zuvor bestehende 

 Negativ-Entwicklung gestoppt zu haben.   

 

 Zum anderen vollzieht sich der lang anhaltende Trend hin zu immer weniger polizeilich 

 registrierten Fällen und Geschädigten von Rotlicht-Kriminalität offenbar weitgehend 

 unabhängig von den rechtlichen Rahmenbedingungen sowohl des Prostitutionsgesetzes 

 (2002) als auch des Prostituiertenschutzgesetzes (2017). Möglicherweise steht dieser seit 

 nunmehr fast einem Vierteljahrhundert anhaltende Rückgang von „Rotlicht-Kriminalität“ für 
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 einen Prozess der Normalisierung im rechtlichen Umgang mit einem Wirtschaftszweig, der 

 sich mit Kategorien des Strafrechts immer weniger adäquat erfassen lässt.“
14 

 

Deutlich lässt sich dieser bereits seit zwei Jahrzehnten rückläufige Trend auch anhand der 

Zahl der mutmaßlichen Opfer von Rotlichtkriminalität vor Augen führen: 

 

 
TABELLE 07: Opfer von „Rotlicht“-Kriminalität in der BR Deutschland nach PKS (2000 - 2021)

15
 

 

 
 
 
 
Jahr 

Mutmaßliche Opfer der Rotlicht-Kriminalität  

1 
Ausbeutung

16
 

2 
Zuhälterei

17
 

3 
Menschenhandel / „Zwangsprostitution“ 

 
 
 

GESAMT 
  Menschen-

handel
18

 
Zwangs-

prostitution
19

 
Ausbeutung 
+ Freiheits-
beraubung

20
 

 
 

MH 
Gesamt § 180a § 181a § 232 § 232a § 233a  

Abs. 1.1 

2000 1.888 1.304 1.197 - - 1.197 4.389 

2001 1.269 1.101 923 - - 923 3.293 

 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002)  

2002 755 793 988 - - 988 2.536 

2003 431 685 1.112 - - 1.112 2.228 

2004 242 578 1.074 - - 1.074 1.894 

2005 203 612 818 - 2 820 1.635 

2006 128 504 802 - 60 862 1.494 

2007 83 396 791 - 61 852 1.331 

2008 101 344 782 - 26 808 1.253 

2009 88 330 978 - 41 1.019 1.437 

2010 55 314 761 - 38 799 1.168 

2011 64 253 753 - 31 784 1.101 

2012 56 267 642 - 22 664 987 

2013 44 321 555 - 20 575 940 

2014 73 305 524 - 17 541 919 

2015 39 249 557 - 16 573 861 

2016 27 229 552 - 27 579 835 

 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017)  

2017 17 154 388 157 3 548 719 

2018 34 160 301 257 17 575 769 

2019 36 149 294 226 12 532 717 

2020 19 146 201 272 16 489 654 

2021 20 130 126 253 26 405 555 

 

Binnen 22 Jahren ein Rückgang der mutmaßlichen jährlichen Opfer von „Rotlicht“-

Kriminalität von 4.389 im Jahr 2000 auf nunmehr 555 im Jahr 2020 (= - 87,4 %). 

Im Falle des Straftatbestands „Menschenhandel“ hatte die Entwicklung bereits 1996, also vor 

gut einem Vierteljahrhundert, ihren Zenit überschritten. 

 

                                                           
14

 vgl. Henning u. a. Das Prostituiertenschutzgesetz im Lichte der Kriminalstatistik, S. 369 
15

 vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/ 
pks_node.html 
16

 Bis einschließlich 2001 § 180a StGB („Förderung der Prostitution“), ab 2002 aufgrund des 
Prostitutionsgesetzes geändert in § 180a StGB („Ausbeutung von Prostituierten“). 
17

 2002 aufgrund des Prostitutionsgesetzes novelliert 
18

 Bis 2004 Erfassung von Menschenhandel in § 180b StGB („Menschenhandel“) und § 181 StGB („Schwerer 
Menschenhandel“); ab 2005 erfasst in § 232 StGB („Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung“)  
19

 eingeführt im Oktober 2016 
20

 Von 2005 bis 2016 ging es bei § 233a StGB um die Kriminalisierung der „Förderung von Menschenhandel“; 
seit Oktober 2016 regelt dieser Paragraf den Umgang mit „Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung“. 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/%20pks_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/%20pks_node.html
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Besonders deutlich wird diese lang anhaltende rückläufige Entwicklung der so genannten 

„Rotlicht“-Kriminalität auch an der Zahl der Verurteilungen: 

 

 
TABELLE 08: Zahl der wegen Rotlicht-Kriminalität Verurteilten in der BR Deutschland (2000 - 2020)

21
 

                      
 

Jahr 
Ausbeutung Zuhälterei Menschen-

handel 
Zwangs- 

Prostitution 
 

GESAMT 

§ 180a § 181a § 232 § 232a 

2000 205 178 171 - 554 

2001 138 163 151 - 452 

 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002) 

2002 57 151 159 - 367 

2003 25 113 152 - 290 

2004 14 71 141 - 226 

2005 4 92 136 - 232 

2006 4 76 139 - 219 

2007 11 47 123 - 183 

2008 7 78 139 - 224 

2009 3 33 138 - 174 

2010 1 36 118 - 155 

2011 1 32 117 - 150 

2012 2 22 118 - 142 

2013 2 15 79 - 96 

2014 2 12 82 - 96 

2015 3 14 73 - 90 

2016 5 19 60 - 84 

 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017) 

2017 4 30 13 34 81 

2018 0 23 17 47 87 

2019 0 15 14 39 68 

2020 1 8 18 47 74 

 

Da die Relation „mutmaßliche Opfer zu Tatverdächtigen“ seit Jahrzehnten bei etwa 1,2 zu 1 

liegt, dürften den zuletzt 74 verurteilten Täter*innen bundesweit etwa 90 gerichtlich 

bestätigte Opfer von „Rotlicht“-Kriminalität pro Jahr entsprechen. Bezogen auf 90.000 

im Prostitutionsgewerbe tätige Sexarbeiter*innen ist lediglich 1 von 1.000 Personen bzw. 

sind 0,1 % aller Sexarbeiter*innen nachgewiesenermaßen von Kriminalität betroffen. Im 

Umkehrschluss: 99,9 % der Sexarbeiter*innen sind nicht von prostitutionsspezifischer 

Kriminalität betroffen. 

 

Diese Größenordnungen verdeutlichen, dass „Rotlicht“-Kriminalität, insbesondere der 

Komplex „Menschenhandel / Zwangsprostitution“ schon seit Jahren einen immer 

geringeren Anteil in Bezug auf die gesamte Sexarbeit ausmacht und somit ein insgesamt 

marginales Problem darstellt.  

 

Das belegen auch die Daten zur Entwicklung von „organisierter Kriminalität“ im 

Rotlicht: Machten OK-Verfahren zur „Kriminalität im Nachtleben“ im Jahre 2000 noch 10 % 

der insgesamt 854 Verfahren aus, so waren es im Jahre 2019 nur noch 1,4 % von lediglich 

579 Verfahren. Bezogen auf die absolute Zahl der OK-Verfahren im Prostitutionsgewerbe 

                                                           
21  Einbezogen sind hier: § 180a, § 181a, § 232 und § 232a StGB; vgl.: 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-

Strafvollzug/strafverfolgung-

2100300207004.pdf;jsessionid=F227BB27D9822CC113C26A64E5B7F598.live741?__blob=publicationFile 

 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafverfolgung-2100300207004.pdf;jsessionid=F227BB27D9822CC113C26A64E5B7F598.live741?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafverfolgung-2100300207004.pdf;jsessionid=F227BB27D9822CC113C26A64E5B7F598.live741?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafverfolgung-2100300207004.pdf;jsessionid=F227BB27D9822CC113C26A64E5B7F598.live741?__blob=publicationFile
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liegt gegenüber dem Jahr 2000 ein Rückgang um 91 % vor. Mit zuletzt acht OK-Verfahren 

wurde 2019 im Prostitutionsgewerbe ein neuer Negativ-Rekord erreicht. 

 

 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Treten Sie der interessiert vorgetragenen und medial verbreiteten Ansicht entgegen, wonach 
Menschenhandel und Zwangsprostitution relevante Probleme des Prostitutionsgewerbes sind. 
 
► Zwang und Gewalt sollte überall entgegengetreten werden, nicht aber – wie im Falle von 
Sexarbeit – mit einem prostitutionsspezifischen Sonderrecht, dass strafwürdige Verbrechen mit 
freiwilligem, selbstverantworteten und einvernehmlichem Handeln unzulässig vermischt. 
 
► Die Prämissen des Prostituiertenschutzgesetzes haben sich als verfehlt und widerlegt erwiesen. 
Dieses Gesetz bedarf daher keiner Reform, sondern einer vollständigen Abschaffung zugunsten 
einer rechtlichen Regulierung, die mit einer konsequenten Entkriminalisierung von Prostitution 
einhergeht.  
 
► Die Entkriminalisierung von Prostitution im Sinne der Abschaffung sämtlicher 
prostitutionsspezifischer Sonderregelungen im Straf- und Ordnungsrecht, im Einführungsgesetz 
Strafgesetzbuch sowie in der Strafprozessordnung ist die entscheidende Voraussetzung jeder ernst 
gemeinten Verbesserung der Lage der Sexarbeiter*innen. 
 
►Schluss mit dem diskriminierenden strafrechtlichen Sonderschutz von Prostitution – stattdessen 
Rechte und Schutz über das Zivilrecht, das Arbeitsrecht, das Gewerberecht etc. 
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4. 
Themenkomplex: Auswirkungen der Corona-Pandemie I 
Aspekt: Soziale Sicherung von betroffenen Sexarbeiter*innen 
 

 

Die bisherigen staatlichen Maßnahmen gegen die Ausbreitung der SARS-CoV-2-

Virusvarianten gingen in sämtlichen Bundesländern – so auch in Bayern – mit einer 

Schließung der Bordelle einher.  

 

Parallel dazu war die Ausübung der Prostitution außerhalb konzessionierter Bordelle in aller 

Regel erlaubt, wenn auch nicht erwünscht. 

 

Dona Carmen e.V. hat sich in den vergangenen zwei Jahren – wo immer möglich – für die 

Öffnung der Bordelle stark gemacht – nicht zuletzt deshalb, weil Sexarbeit in Bordellen um 

vieles hygienischer ist als die Arbeit in Stundenhotels oder auf der Straße.  

 

Im Unterschied zu anderen Beratungsstellen, die während der Pandemie nur noch Online-

Beratung angeboten haben, hat Doña Carmen e.V. seine Präsenz in der Beratungsarbeit 

beibehalten. Dies geschah auch deshalb, weil die von der Corona-Krise betroffenen 

Sexarbeiter*innen vor den Türen unserer Beratungsstelle standen und in Anbetracht 

flächendeckender Bordellschließungen erheblichen Beratungs- und Unterstützungsbedarf 

hatten. Ein wesentlicher Teil unserer Arbeit Bestand in der Ermöglichung von 

Grundsicherung / ALG II (Hartz IV). 

 

Vielfach wird öffentlich die Meinung vertreten, Sexarbeiter*innen hätten auf ALG II 

grundsätzlich keinen Anspruch. So behauptet eine in München ansässige, staatlich 

finanzierte katholische Beratungsstelle:   

 
 „Als EU-Bürger*innen genießen die Klient*innen Freizügigkeit. Allerdings können sie kein 

 Arbeitsverhältnis nachweisen und haben deshalb keinen Anspruch auf soziale 

 Leistungen.“
22

 

 

Derartige Behauptungen sind für uns nicht nachvollziehbar und sind keine korrekte 

Information für die Betroffenen.23 Das genaue Gegenteil ist richtig: 

 

                                                           
22

 Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes in München, 29.01.2021, vgl.  https://www.jadwiga-
online.de/images/pdf/Bericht_Umsetzung_ProstSchG_2018-2020.pdf 
23

 Auch die Bayerische Staatsregierung sieht keine Ausschlussgründe, wenn sie in Beantwortung der 
Schriftlichen Anfrage der FDP zum Thema „Auswirkungen der Coronapandemie auf die soziale und 
wirtschaftliche Situation von Sexarbeitenden“ feststellt: „Erwerbsfähige Personen zwischen 15 Jahren und der 
maßgeblichen Altersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung (derzeit zwischen 65 und 67 Jahren) mit 
gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland, die ihren Lebensunterhalt und den 
Lebensunterhalt der mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen nicht oder nicht ausreichend aus 
eigenen Kräften und Mitteln bestreiten können, erhalten Arbeitslosengeld II. Ihre nicht erwerbsfähigen 
Familienangehörigen erhalten Sozialgeld. Erwerbsfähig ist, wer in der Lage ist, unter den üblichen Bedingungen 
des Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein. Ein fester Wohnsitz, ein Konto 
oder eine Sozialversicherungsnummer stellen keine Voraussetzungen für eine Antragstellung auf 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) dar.“  
Vgl. 
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0016
554.pdf, S. 5 

https://www.jadwiga-online.de/images/pdf/Bericht_Umsetzung_ProstSchG_2018-2020.pdf
https://www.jadwiga-online.de/images/pdf/Bericht_Umsetzung_ProstSchG_2018-2020.pdf
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0016554.pdf
http://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/18_0016554.pdf
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 „Im Regelfall genügt von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern für den Nachweis des 

 gewöhnlichen Aufenthalts eine Meldebestätigung und ggf. die Vorlage des Mietvertrages. In 

 begründeten Ausnahmefällen können jedoch weitere Nachweise angefordert werden.“
24 

 

Doña Carmen e.V. hat unter den rund 200 während der Corona-Krise beratenen 

Sexarbeiter*innen allein 133 Frauen und Transpersonen im Hinblick auf ALG II beraten 

und entsprechende Anträge an die Jobcenter gestellt. Keine dieser Sexarbeiter*innen kam 

durch Vermittlung der Polizei zu Doña Carmen e.V. Die betroffenen Personen kennen Doña 

Carmen e.V., der Kontakt erfolgt seit Jahrzehnten durch Mund-zu-Mund-Propaganda.   

 

Doña Carmen e.V. hat diese 133 Sexarbeiter*innen über längere Zeiträume hinweg beraten 

und begleitet. Eine Langzeitstudie dazu, die den Zeitraum von März 2020 bis März 2022 

umfasst, ist in Vorbereitung und wird auf unserer Website (www.donacarmen.de) in nächster 

Zeit veröffentlicht werden. 

 

Vorab lassen sich dazu aber bereits jetzt folgende Angaben machen: 

  

► Es wurden von Doña Carmen e.V. insgesamt 133 Erstanträge sowie 101 

Weiterbewilligungsanträge auf ALG II gestellt, zusammen also 234 Anträge. 

 

► 70 % der Erstanträge wurden positiv beschieden (93 von 133), nur 16 (= 12 %) 

wurden abgelehnt. Bei 24 Anträgen (= 18 %) ist dem Verein der Ausgang des Verfahrens 

nicht bekannt, z.T. deshalb, weil im Laufe der Zeit durch die besonderen Umstände und die 

Mobilität der Kontakt zu den Beratenen verlorenging. 

 

► Von den 101 Weiterbewilligungsanträgen wurden 87 (= 86 %) positiv beschieden und 6 (= 

6 %) abgelehnt. In 8 Fällen ist dem Verein der Ausgang des Verfahrens nicht bekannt. 

 

► Insgesamt wurden 180 von 234 Anträgen und damit 77 % positiv beschieden. Bei 22 

von 234 Anträgen fiel das Ergebnis negativ aus (9,5 %). In 13,5 % der Fälle ist dem Verein 

nicht bekannt, ob der Antrag bewilligt oder abgelehnt wurde. 

 

Das Ergebnis ist auch deshalb bemerkenswert als die Antragstellenden aus insgesamt 13 

Ländern kamen. Dazu zählten die Dominikanische Republik (28), Kolumbien (23), 

Brasilien (1), Bolivien (1), Ecuador (1), Peru (5), Venezuela (1), Bulgarien (49), Rumänien 

(15), Polen (1), Moldawien (1), Thailand (5) und die VR China (1). Die Nationalität einer 

Person ist uns unbekannt geblieben. 

 

Sexarbeitende, die ihrer Herkunft nach keine Unionsbürger*innen waren, hatten entweder 

eine zweite (meist spanische) Staatsangehörigkeit oder waren mit Deutschen verheiratet und 

hatten somit einen verfestigten Aufenthaltsstatus. 

 

Insgesamt bezogen 93 von 133 Sexarbeiter*innen mit 180 positiv bewilligten ALG-II-Erst- 

bzw. Weiterbewilligungsanträgen rund 502.000 € staatliche Unterstützung, was pro 

unterstützter Sexarbeiter*in im Schnitt einen Betrag von etwa 5.400 Euro ausmacht. 

 

                                                           
24

 Vgl. https://harald-
thome.de/files/pdf/redakteur/Harald_2021/Praxishandbuch%20%E2%80%9ELeistungsanspr%C3%BCche%20vo
n%20ausl%C3%A4ndischen%20Staatsangeh%C3%B6rigen%20%209-2021.pdf 
 

http://www.donacarmen.de/
https://harald-thome.de/files/pdf/redakteur/Harald_2021/Praxishandbuch%20%E2%80%9ELeistungsanspr%C3%BCche%20von%20ausl%C3%A4ndischen%20Staatsangeh%C3%B6rigen%20%209-2021.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/redakteur/Harald_2021/Praxishandbuch%20%E2%80%9ELeistungsanspr%C3%BCche%20von%20ausl%C3%A4ndischen%20Staatsangeh%C3%B6rigen%20%209-2021.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/redakteur/Harald_2021/Praxishandbuch%20%E2%80%9ELeistungsanspr%C3%BCche%20von%20ausl%C3%A4ndischen%20Staatsangeh%C3%B6rigen%20%209-2021.pdf
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Hinzu kommt in den meisten dieser Fälle, das die Sexarbeiter*inne durch die Arbeit von 

Doña Carmen e.V. für die Zeit des ALG-Bezugs in die Kranken-, Pflege- und 

Rentenversicherung aufgenommen wurden, was für Personen, die in der Regel über keine 

Krankenversicherung in Deutschland verfügten, nicht zu unterschätzen war.    

 

Die relativ hohe Quote von ALG-II-Bewilligungen ist insofern bemerkenswert, als die 

örtlichen Jobcenter, mit denen wir zu tun hatten, auch von ihren Möglichkeiten 

Gebrauch machten, Antragsteller*innen zu demotivieren und durch zahlreiche 

Mitwirkungspflichten mürbe zu machen,  

 

Sexarbeit und Jobcenter sind zwei sehr unterschiedlich funktionierende Systeme, die bislang 

wenig und dann plötzlich in einen sehr engen Kontakt zueinander kamen. Doña Carmen e.V. 

wird die dabei gemachten Erfahrungen analysieren, aufbereiten und systematisch darstellen     

 

Nichtsdestotrotz muss festgehalten werden, dass damit nur ein kleiner Bruchteil der 

Berufsgruppe des Sexarbeiter*innen in den Genuss von Sozialleistungen kam. Das wird sich 

in Zukunft ändern müssen. 

 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Setzten Sie sich ein für objektive Informationen hinsichtlich der Voraussetzungen für einen ALG- 
    II-Bezug durch Sexarbeiter*innen! 
 
► Treten Sie ein für eine Anhebung des Regelsatzes von Hartz IV, der momentan lausige 449 €  
     pro Monat beträgt. 
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5. 
Themenkomplex: Auswirkungen der Corona-Pandemie II 
Aspekt: Verdrängung in informellen Sektor und in die Illegalität stoppen  
 

 

 

Bayern gehört neben Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern, dem Saarland, 

Sachsen und Thüringen zu den sechs Bundesländern, die mittels landesweiter 

Verordnungen das Grundrecht auf freie Berufsausübung in der Prostitution massiv und 

unverhältnismäßig einschränken: 

 
 

TABELLE 09a: Auswirkungen der Sperrgebietsverordnungen in Bayern I 

 
 

Nr. Bundesland Prostitution verboten: Prostitution  
verboten in : 

01 Sachsen in Gemeinden bis zu 50.000 Einw. in 413 von 419 Gemeinden 

02 Baden-Württemberg in Gemeinden bis zu 35.000 Einw. in 1.005 von 1.053 Gemeinden  

03 Saarland in Gemeinden bis zu 35.000 Einw. in 48 von 52 Gemeinden  

04 Bayern in Gemeinden bis zu 30.000 Einw. in 2.022 von 2.056 Gemeinden 

05 Thüringen in Gemeinden bis zu 30.000 Einw. in 620 von 631 Gemeinden 

06 Mecklenburg-Vorpommern in Gemeinden bis zu 15.000 Einw. in 678 von 686 Gemeinden  

 

In Bayern stellt sich die Lage aufgrund der von § 1 der Verordnung über das Verbot der 

Prostitution vom 26. Mai 197525 wie folgt dar: 

 
TABELLE 09b: Auswirkungen der Sperrgebietsverordnungen in Bayern II 

 
 

 BAYERN 

Gemeinden Fläche Einwohner 

absolut % absolut % absolut % 

 
Gesamt 
 

 
2.056 

 
100 % 

 
70.541,57 qkm 

 
100 % 

 
13.140183 

 
100 % 

 
Prostitution verboten 
 

 
2.022 

 
98,3 % 

 
67.937,34 qkm 

 
96,3 % 

 
8.885.372 

 
67,6 % 

 
Prostitution erlaubt 
 

 
34 

 
1,7 % 

 
2.604,23 qkm 

 
3,7 % 

 
4.254.811 

 
32,4 % 

 

Während Prostitution in Gemeinden unter 30.000 Einwohnern dem Grundsatz nach verboten 

ist, kann die Ausübung der Prostitution in Gemeinden mit mehr als 30.000 Einwohnern 

aufgrund der Bestimmungen von Art. 297 EGStGB durch innerstädtische Sperrgebiete weiter 

eingeschränkt werden. 

 

Ein extrem abschreckendes Beispiel in dieser Hinsicht bietet die bayerische 

Landeshauptstadt München, die durch 27 innerstädtische Sperrbezirke nahezu 

flächendeckend zur No-Go-Area für Sexarbeiter*innen ausgestaltet wurde. 

                                                           
25

 § 1: „In Gemeinden bis zu 30 000 Einwohnern ist es verboten, der Prostitution nachzugehen. 
2
Die 

Regierungen können durch Rechtsverordnung in besonders begründeten Fällen einzelne Gemeinden mit deren 

Zustimmung ganz oder teilweise von dem Verbot ausnehmen.“ Zit. nach: https://www.gesetze-

bayern.de/Content/Document/BayProstVerbotsV-1 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayProstVerbotsV-1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayProstVerbotsV-1
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TABELLE 10: Ausübung verbotene Prostitution / Jugendgefährdende Prostitution in Bayern 

 
 

JAHR 
Ausübung der 

verbotenen Prostitution 
§ 184f StGB 

Ausübung jugendgefährdende 
Prostitution 
§ 184g StGB 

 
GESAMT 

Fälle TV (w) Opfer Fälle TV Opfer Fälle TV Opfer 

2009 197 204  (181) 0 0 0  (0) 0 197 204  (181) 0 

2010 96 98  (79) 0 1 1  (1) 0 97 99  (80) 0 

2011 84 84  (73) 0 1 1  (1) 0 85 85  (74) 0 

2012 79 78  (69) 0 0 0  (0) 0 79 78  (69) 0 

2013 63 60  (55) 0 2 2  (2) 0 65 62  (57) 0 

2014 99 91  (79) 0 3 3  (3) 0 102 94  (82) 0 

2015 71 68  (59) 0 1 1  (1) 0 72 69  (60) 0 

2016 123 117  (102) 0 1 1  (1) 0 124 118  (103) 0 

2017 95 85  (76) 0 1 1  (1) 0 96 86  (77) 0 

 Juli 2017 Prostituiertenschutzgesetz 

2018 112 98 (86) 0 23 22 (21) 0 134 120 (167) 0 

2019 93 89 (80) 0 3 3 (3) 0 96 92 (83) 0 

2020 169 145 (127) 0 5 6 (6) 0 174 151 (133) 0 

2021 326 273 (229) 0 5 7 (5) 0 331 280 (234) 0 

 

Die Strafrechtsparagrafen zur verbotenen und zur jugendgefährdenden Prostitution zeigen 

das wahre, nämlich repressive Gesicht des prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts 

gegenüber Sexarbeiter*innen. Täter*innen sind hier mehrheitlich Frauen (w). Es handelt sich 

um opferlose Kriminalität. Richtiger aber wäre die Feststellung, dass die betroffenen 

Sexarbeiter*innen selbst die eigentlichen Opfer dieser Gesetzgebung sind. 

 

Dass Bayern diesbezüglich eine besonders unrühmliche Rolle spielt, muss 

hervorgehoben werden: Obwohl in Bayern nur 16 % der Gesamtbevölkerung 

Deutschlands leben, steuerte es 2021 allein 53 % der insgesamt 610 bundesweiten 

Strafverfahren zu §184f StGB („Ausübung der verbotenen Prostitution“) bei.  

 

Das verdeutlicht eine gnadenlose Rotlicht-Justiz Bayerns – und das ausgerechnet in 

Zeiten von Corona. Eine solche Praxis treibt Sexarbeiter*innen erfahrungsgemäß immer 

mehr in einen informellen Sektor und in die Illegalität. Damit macht man sie gerade in Zeiten 

von Corona immer weniger erreichbar für die notwendige Prävention in Fragen des 

Gesundheitsschutzes. 
 

 

 

 

 

 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Sofortige Abschaffung sämtlicher Sperrgebiete in Bayern sowie der entsprechenden  
     Bayerischen Landesverordnung! 
 

► Einstellung der Arbeit des K35 in München und der Praxis der „Belehrung über das  
     Verbot der Straßen- und Häuserprostitution“! 
 
Begründung: 
 

- Die Praxis der Sperrgebiete widerspricht dem auch für Sexarbeiter*innen geltenden Recht 
auf freie Berufsausübung nach Art. 12 GG und bedeutet für sie eine massive 
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Diskriminierung und Kriminalisierung. 
 

- Sperrgebietsverordnungen stehen für ein aus der Zeit gefallenes, diskriminierendes 
berufsspezifisches Sonderrecht gegenüber Sexarbeiter*innen. Die heutigen Regelungen 
gehen zurück auf das Strafrecht des Jahres 1927, sind also mittlerweile 95 Jahre alt.  
 

- Es war die spezielle nationalsozialistische Fassung des damaligen § 361 RStGB vom 1. 
Juni 1933, die mit ihrer ausdrücklichen Ermächtigung zu behördlichen „Verboten“ der 
Prostitution die heutige Praxis der Sperrgebiete in Deutschland erst begründete. 
 

- Die Ahndung von Übertretungen der Sperrgebiets-Verordnungen wird nach dem 
Ordnungswidrigkeitenrecht geregelt. Die jährliche Zahl der Ordnungswidrigkeiten dürfte in 
Bayern in die Tausende, wenn nicht gar Zehntausende gehen. Wir empfehlen die Abfrage, 
die Veröffentlichung und den transparenten Umgang mit den entsprechenden Daten. 

 
- Allein im vergangenen Jahr hat es wegen „beharrlichen Zuwiderhandelns“ in Bayern 326 

Strafverfahren im Zusammenhang der „Ausübung der verbotenen Prostitution“ (§ 184f 
StGB) gegeben. Das ist eine stattliche 93-prozentige Steigerung (!) gegenüber dem Vorjahr 
(169).

26
 

 

  

                                                           
26

 Vgl. https://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik/index.html 
 

https://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik/index.html
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6. 
Themenkomplex: Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes IV 
Aspekt: Gesundheitsschutz von Sexarbeiter*innen 
 

 

 

Im Oktober 2019 kontaktierte Doña Carmen e.V. bundesweit 131 Gesundheitsämter, 

darunter auch zahlreiche bayerische Gesundheitsämter, um zu klären, ob und in welchem 

Umfang Sexarbeiter/innen in Zeiten des Prostituiertenschutzgesetzes noch Zugang zu 

freiwilligen, anonymen und kostenlosen STI-Beratungen haben. 

 

Ein Ergebnis dieser telefonischen Befragungen war:  

 

► Gut zwei Drittel (67 %) aller Gesundheitsämter mit anonymer STI-Beratung vermitteln 

Sexarbeiter/innen, die nach einer gesundheitlichen Beratung fragen, nichtsdestotrotz direkt 

und umstandslos in die §-10-Zwangsberatung nach ProstSchG. Ein solches Vorgehen ist 

höchst problematisch und kann sich als Sargnagel für die gegenwärtig noch bestehenden 

freiwilligen, anonymen STI-Beratungsangebote erweisen, die damit von den 

Gesundheitsämtern selbst in Frage gestellt und abgeschafft werden.  

 

Eine solche Vorgehensweise von Mitarbeiter/innen der Gesundheitsämter erfolgt ohne 

Not und verdeutlicht, wie sehr sie die Zielvorgaben des Prostituiertenschutzgesetzes 

verinnerlicht haben und diese bereitwillig exekutieren. Das geschieht offenbar ohne 

die Konsequenz ins Auge zu fassen, dass dies über Kurz oder Lang die Abschaffung 

der freiwilligen, anonymen und kostenlosen STI-Beratungsangebote zur Folge haben 

wird. 

 

Die sich in vielen kontaktierten Gesundheitsämtern abzeichnende organisatorisch-personelle 

Überschneidung der beiden unterschiedlichen Bereiche „anonyme STI-Beratung“ und „§-10-

Zwangsberatung“ nach ProstSchG steht für eine problematische de-facto-Aushöhlung der 

gemäß Infektionsschutzgesetz vorgesehenen Anonymität von STI/AIDS-Beratungen. 

 

Die Ergebnisse unserer bundesweiten Befragung lassen nur den Schluss zu, dass sich der 

bereits in den beiden letzten Jahrzehnten unter dem Infektionsschutzgesetz abzeichnende 

Abbau freiwilliger, anonymer und kostenloser STI/AIDS-Beratungen unter den Vorgaben des 

Prostituiertenschutzgesetzes beschleunigt fortzusetzen scheint. 

 

Doña Carmen e.V. empfiehlt  
den Abgeordneten der Fraktionen des Bayerischen Landtags: 
 
► Sofortige Einstellung der gesundheitlichen Zwangsberatung von Sexarbeiter*innen! 
 
► Rückkehr zur bewährten freiwilligen, anonymen, und kostenfreien Gesundheitsberatung  
    in Verantwortung des öffentlichen Gesundheitsdienstes! 
 
► Verankerung im Infektionsschutzgesetz: Verpflichtende aufsuchende Arbeit von  
    Gesundheitsämtern in Prostitutionsstätten in allen Städten mit mehr als 100.000  
    Einwohnern!  

 

 


